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Es ist ein häufiger Fall: Der Versicherungsnehmer kündigt den Versicherungsvertrag und bedient die Prämien nicht weiter. In der Regel hat er dann einen Rückerstattungsanspruch gegen die Versicherungsgesellschaft, die ihm – wenn auch unter erheblichen Abschlägen – die Prämien wieder erstattet (den sog. Rückkaufswert). Was geschieht aber mit der Vermittlervergütung? Diese Vermittlervergütung ist entweder in die Versicherungsprämien eingepreist gewesen (sog. Brutto-Police) oder wurde gesondert mit dem Versicherungsvermittler vereinbart. Im ersten Fall erhält der Vermittler die Provision vom Versicherungsunternehmen. In letzterem Fall schließt der Versicherungsnehmer zwei Verträge: Einen mit der Versicherung über die Versicherungsleistung und die dafür zu zahlenden Prämien und einen Vertrag mit dem Vermittler für dessen Vermittlungsleistungen; der Versicherungsnehmer zahlt eine Art Maklerprovision.

Naturgemäß sind die Versicherungsprämien bei der Netto-Police günstiger als bei der Brutto-Police. Durch die Prämien für die Vermittlungsvergütung wird das scheinbar wieder ausgeglichen. Der Versicherungsvermittler einer Netto-Police, sei er nun Versicherungs​makler oder im Auftrag der Versicherungsgesellschaft tätiger Versicherungsvertreter, ist darauf angewiesen seine Vergütung vom Versicherungsnehmer zu erhalten. Dies geschieht durch eine zusätzliche Vereinbarung beim Abschluss der Versicherung. Man könnte annehmen, dass das für den Versicherungsnehmer letztlich keinen Unterschied bedeutet. Doch im Rücktrittsfall stellt sich der Versicherungsnehmer bei der Netto-Police schlechter.

Bei der Brutto-Police besteht eine Art „Schicksalsgemeinschaft“ zwischen den Prämien für die Versicherung und für die Vermittlung. Im Kündigungsfall wird auch die in die Versicherungsprämie eingepreiste Vermittlungsprovision anteilig erstattet.  

Diese „Schicksalsgemeinschaft“ zwischen dem Versicherungsvertrag und der Vergütungsvereinbarung gibt es bei der Netto-Police nicht. 

Im Falle eines Versicherungsmaklers, der keinerlei Vergütung von der Versicherungs-gesellschaft für seine Vermittlungsleistungen erhält, also darauf angewiesen ist, dem Kunden eine möglichst breite Palette von Versicherungen anzubieten, um die für den Kunden geeignete herauszufinden, liegt das auf der Hand: er hat seine Vermittlertätigkeit in vollem Umfang erbracht. Das weitere Schicksal der Versicherung steht nicht in seiner Macht. Der Rücktritt beeinträchtigt die Prämie nicht. Er darf die Leistung behalten. Das heißt, der Versicherungsnehmer muss die Vermittlungsleistung auch dann in voller Höhe bezahlen, wenn er später vom Versicherungsvertrag zurück tritt. Der Versicherungsnehmer erhält nichts von der Vermittlungsprovision zurück. Er stellt sich schlechter als bei einer Brutto-Police. Darauf muss ihn der Makler naturgemäß hinweisen. Erfolgt im Zusammenhang mit dem Abschluss der Vergütungsvereinbarung kein ordnungsgemäße Beratung über die Auswirkungen des Abschlusses einer Netto-Police im Falle einer vorzeitigen Kündigung, so besteht eine tatsächliche Vermutung dafür, dass sich der Kunden bei gehöriger Belehrung nicht für eine „Netto-Police“ entschieden hätte. Der Kunde hätte dann die für ihn günstigere Brutto-Police abgeschlossen.

Doch was gilt für den Versicherungsvertreter, also den Vermittler, der im Auftrag einer Versicherung in der Regel nur die Produkte seines Prinzipals oder einer kleinen Gruppe von Versicherern anbietet? Was geschieht, wenn dieser dem Versicherungsnehmer eine Netto-Police verkauft und dafür eine gesonderte Vermittlungsprovision vereinbart. Darf er dass als „abhängiger“ Vertreter überhaupt?

In einer jüngst veröffentlichten Entscheidung (BGH, Az.: III ZR 124/13 vom 12.12.2013) hat sich der Bundesgerichtshof erstmals mit dieser Frage befasst und kam zu einem etwas überraschenden Ergebnis: Auch der Versicherungsvertreter, der einem Kunden eine Netto-Police verkauft, kann mit dem Kunden eine Vereinbarung dahingehend abschießen, dass der Kunde auch im Falle des Rücktritts von der Lebensversicherung die volle Vergütung an den Versicherungsvertreter bezahlen muss, bzw. die Vergütung auch nicht teilweise wieder zurückfordern kann. 

Da diese für den Versicherungsnehmer aber – wie beim Versicherungsmakler – eine Abweichung von der oben genannten „Schicksalsgemeinschaft“ darstellt, wonach im Falle eines Rücktritts von der Versicherung nicht nur Versicherungsprämien, sondern auch die Vermittlungsgebühr zumindest teilweise zu erstatten sind, hat auch der Versicherungsvertreter beim Abschluss des Versicherungsvertrages den Kunden auf diese Rechtsfolge hinzuweisen. 

Sollte also der Versicherungsvermittler insoweit einen Beratungsfehler begangen haben, hat er sich schadenersatzpflichtig gemacht. Er hat den Kunden so zu stellen, als hätte dieser eine Brutto-Police abgeschlossen, was bedeutet, dass im Rücktrittsfall auch ein Teil der Vermittlervergütung wieder zu erstatten ist. 

Fazit: Beim Rücktritt von einer Netto-Police erhält der Versicherungsnehmer von der Versicherungsgesellschaft weniger Geld zurück als wenn er eine Brutto-Police abgeschlossen hätte. Er muss im Rücktrittsfall daher prüfen, ob er nicht auch gegen den Versicherungsvermittler einen Erstattungsanspruch hat, wenn ihn dieser nicht auf die ungünstigen Folgen des Rücktritts bei der Netto-Police aufmerksam gemacht hat.

Ein Versicherungsnehmer sollte sicher nicht zu lange damit warten, seinen Rückforderungsanspruch geltend zu machen. Auch insoweit gilt die dreijährige Verjährung ab Kenntnis des Rückforderungsanspruches. Hier könnte die oben genannte BGH-Entscheidung dazu führen, dass Versicherungsnehmer, die in den vergangenen Jahren vom Versicherungsvertrag zurückgetreten sind, ihre Ansprüche auch gegen den Versicherungsvertreter bis Ende 2016 einklagen müssten. 
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